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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Dr. Winfried Wolf, 
Eva-Maria Bulling-Schröter, weiterer Abgeordneter und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 1 3/8660 - 


Für ein Umsteuern in der Güterverkehrspolitik 


A. Problem 

Der Antrag stellt fest, daß bis heute der Straßengüterverkehr ge- 
genüber dem im Bundesverkehrswegeplan '92 zugrunde geleg- 
ten Ausgangsjahr 1988 bereits um fast ein Drittel zugelegt habe. 
Eine Ursache für das unverhältnismäßige Wachstum liege darin, 
daß die Transportkosten im Vergleich zum Warenwert in den letz- 
ten Jahren ständig gefallen seien. Auf der Schiene hingegen hät- 
ten sich die Güterverkehrsleistungen 1996 mit rd. 70 Mrd. tkm ge- 
genüber 1958 (125 Mrd. tkm) fast halbiert. Das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung gehe davon aus, daß für den Schienen- 
güterverkehr lediglich eine Steigerungsrate von 9% zu erwarten 
sei, während sich der Straßengüterverkehr bis zum Jahr 2010 
(bezogen auf das Basisjahr 1988) verdoppeln werde. Auf europäi- 
scher Ebene sei die Bahn mit einem Anteil von 7,65% am Trans- 
portaufkommen nahezu in die Bedeutungslosigkeit abgedrängt 
worden. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung wird der Ein- 
satz von Maßnahmen zur Vermeidung und Verlagerung des Gü- 
terverkehrsaufkommens gefordert. Unter anderem wird gefordert: 

- Internalisierung externer Effekte durch den Einsatz preispoli- 
tischer Instrumente, 

- Anhebung der Mineralölsteuer, 

- Güterverkehrsabgaben für Leerfahrten, 

- Senkung der Trassenpreise der Bahn auf ein Niveau, das auch re- 
gionalen Eisenbahnen wettbewerbsfähige Angebote ermöglicht, 

- Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe, 

- Festlegung reduzierter Maximalgeschwindigkeiten auf Auto- 
bahnen, Landstraßen und in Städten, 

- Nachtfahrverbote für LKW, 

- Ausbaustopp für Autobahnneu- und -ausbauten. 
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B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Ablehnung des Antrags mit großer Mehrheit 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag „Für ein Umsteuem in der Güterverkehrspolitik" 
- Drucksache 13/8660 - abzulehnen. 

Bonn, den 29. April 1998 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Wilhelm Josef Sebastian 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Wilhelm Josef Sebastian 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Gruppe 
der PDS „Für ein Umsteuem in der Güterverkehrs- 
politik" - Drucksache 13/8660 - in seiner 211. Sit- 
zung vom 12. Dezember 1997 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Verkehr sowie zur 
Mitberatung an den Finanzausschuß, den Ausschuß 
für Wirtschaft,^ den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit sowie an den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau über- 
wiesen. 

Der Finanzausschuß hat in seiner 98. Sitzung vom 
4. März 1998 mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen, der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 78. Sitzung 
vom 25. März 1998 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P gegen die Stimmen 
der Gmppe der PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 67. Sitzung vom 14. Januar 
1998 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und F.D.P gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seiner 70. Sitzung vom 11. Februar 
1998 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
71. Sitzung vom 29. April 1998 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN, den Antrag abzulehnen. 


II. 

Die Gruppe der PDS äußerte bei den Beratungen im 
Ausschuß, daß der Antrag zu erklären versuche, wo 
die Ursachen für die verheerende Entwicklung im 
Güterverkehr lägen. Herauszustellen sei, daß von 
dem Güterverkehrsgesamtaufkommen der letzten 
20 Jahre 90 % auf die Straße entfallen seien. Bei die- 
ser erschreckenden Entwicklung sei man gut bera- 
ten, wenn man sich Gedanken darüber mache, wie 
man diese Fehlentwicklung wieder korrigieren 
könne. Dazu werde ein ganzes Maßnahmenpaket 
vorgeschlagen, das nicht nur preis- und investitions- 
politische Maßnahmen, sondern auch städteplane- 
rische und raumordnungsrechtliche Maßnahmen im 
Auge habe. Die Forderung zur Förderung regionaler 
Wirtschaftskreisläufe habe darüber hinaus nicht nur 
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einen verkehrspolitischen, sondern einen steuerpoli- 
tischen, kommunalpolitischen und sehr wohl auch 
einen sozialpolitischen Aspekt. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte, daß das Problem 
modalspezifischer Wachstums diff er enzen im Güter- 
verkehr nicht durch dirigistische Maßnahmen einer 
starken fiskalischen Belastung bzw. Effizienzbeein- 
trächtigung des Straßengüterverkehrs gelöst werden 
könne. Auch seien rigorose Maßnahmen der Ver- 
kehrsvermeidung abzulehnen, da die Wirkungen sol- 
cher Maßnahmen zumeist weder vorhersehbar noch 
beherrschbar seien. Im übrigen habe die Bundes- 
regierung eine ganze Reihe von ordnungspolitischen 
und investitionspolitischen Maßnahmen getroffen, 
die sich positiv auf die Marktposition von Schiene 
und Wasser aus wirkten und darüber hinaus zu einer 
Abnahme der Transportintensität beitrüge. 

Die Fraktion der SPD räumte ein, daß die Entwick- 
lung im Güterverkehr zwar richtig beschrieben sei, 
jedoch seien die vorgeschlagenen Handlungsinstru- 
mente viel zu national angelegt. In den Forderungen 
fänden sich keine Hinweise auf eine europäische 
Ausrichtung der Politik. Außerdem seien einige der 
vorgeschlagenen Maßnahmen, wie die globale Ab- 
lehnung von Autobahnaus- und -neubauten, für die 
Fraktion der SPD nicht vertretbar. Auch eine allge- 
meine Verteuerung von Transporten sei der falsche 
Ansatz, denn es müsse eine gerechte Kostenvertei- 


lung auf alle Verkehrsträger geben. Die Anhebung 
der Mineralölsteuer zu fordern, ohne über eine öko- 
logische Steuerreform in diesem Zusammenhang zu 
diskutieren, sei zu kurz gegriffen. Der Antrag werde 
daher abgelehnt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legte dar, 
daß die Problembeschreibung des Antrages richtig 
sei. Es sei immer schon gesagt worden, daß man im 
Güterverkehr zu einer verursachergerechten Kosten- 
anlastung kommen müsse. Dies versuche der An- 
trag deutlich zu machen. Allerdings seien gleich vier 
Abgaben zur Internalisierung externer Kosten etwas 
zu kompliziert in der Ausführung und üeßen klare 
Signale an die Akteure, also die Transportunterneh- 
men, vermissen. Zwar sei der Transportzwang für 
Gefahrgüter auf der Schiene durch die vielen Still- 
legungen nicht durchführbar, aber in der Tendenz sei 
die Forderung richtig. Der Schwerpunkt müsse dar- 
auf gelegt werden, daß die Entwicklung umgekehrt 
werde. Im Ergebnis würde sich die Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN enthalten. 

Die Fraktion der F.D.P. wies darauf hin, daß Forde- 
rungen wie Nachtfahrverbote für LKW, Schienen- 
zwang für Gefahrgüter, Ausbaustopp für Autobahn- 
neu- und -ausbauten und Güterverkehrsabgaben für 
Leerfahrten von wenig Kenntnis des Gesamtwirt- 
schaftsablaufs zeugten. 


Bonn, den 29. April 1998 


Wilhelm Josef Sebastian 

Berichterstatter 
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